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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Staratzke 


Die Fünfundneunzigste Verordnung zur Änderung 
des Deutschen Zolltarifs 1966 (Zollkontingent für 
Verschnittrotwein — 1967) wurde vom Herrn Präsi- 
denten mit Schreiben vom 3. März 1967 dem Aus- 
schuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen als 
dringliche Vorlage gemäß § 96 a GO zur Behand- 
lung zugewiesen. 

1. Die Kommission der EWG hat mit Entscheidung 
vom 12. Januar 1967 (Amtsblatt S. 334) der Bun- 
desrepublik für ihre Einfuhren aus dritten Län- 
dern für roten Naturwein aus frischen Wein- 
trauben zum Verschneiden aus Tarifnr. 22.05 - B 
für die Zeit vom 1. Dezember 1966 bis 30. No- 
vember 1967 ein Zollkontingent in Höhe von 
50 000 hl gewährt, und zwar zu folgenden Zoll- 
sätzen: 

a) für Wein aus Tarifnr. 22.05 - B - 1 - b - 2 zu 
27,76 DM je 1 (regelmäßiger Außenzollsatz: 
30 DM) 

b) für Wein aus Tarifnr. 22.05 - B - II - b - 2 zu 
31,36 DM je 100 1 (regelmäßiger Außenzoll- 
satz: 34,80 DM), 

c) für Wein aus Tarifnr. 22.05 - B - III - b - 2 - d 
zu 36,76 DM je 100 1 (regelmäßiger Außen- 
zollsatz: 42 DM). 

Die Bundesregierung hatte ein Zollkontingent 
von 130 000 hl zum Zollsatz von 21 DM je hl 
beantragt. Der vom Bundestag zur Fünfundfünf- 
zigsten Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Zolltarifs 1966 gefaßte Beschluß, daß die Bundes- 


regierung sich bei den Organen der EWG in 
Zukunft dafür einzetzen soll, daß ausreichende 
Drittlandskontingente mit längerer Laufzeit für 
den Import von Verschnittrotweinen gewährt 
werden, damit dem deutschen Verbraucher quali- 
tativ ausreichende Weine zur Verfügung stehen 
und darüber hinaus die bisherigen Handelsströme 
nicht gestört werden, wurde dabei berücksichtigt. 
Die Kommission der EWG geht jedoch davon aus, 
daß — unter Zugrundelegung der vom Statisti- 
schen Bundesamt veröffentlichten Zahlen und der 
vom „Stabilisierungsfonds" herausgegebenen Be- 
richte — für die Bundesrepublik für das Wirt- 
schaftsjahr 1966/67 an roten Verschnittweinen 
ein Gesamtbedarf von etwa 60 000 hl bestehen 
wird. Die deutschen Verwender sollen veranlaßt 
werden, sich zur Deckung zumindest eines Teils 
des Bedarfs in der Gemeinschaft und in Griechen- 
land die Weinsorten zu suchen, die den deutschen 
Handelspraktiken entsprechen. Aus diesen Grün- 
den wurde die Kontingentsmenge auf 50 000 hl 
begrenzt. 

Bei der Festsetzung des Kontingentszollsatzes 
wurde die besondere Lage der betreffenden Ware 
sowie der Grad der Verwirklichung der Zoll- 
union berücksichtigt. Bei den deutschen Weinen 
sei im Hinblick auf die außergewöhnliche Güte 
der Ernte 1966 mit einem leichten Absatz zu 
rechnen. Da die Preise der aus dritten Ländern 
eingeführten Verschnittrotweine deutlich unter 
den Preisen deutscher Weine lägen, bestehe die 
Gefahr, daß ein nennenswerter Preisunterschied 
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zu einem Verschneiden mit einem erhöhten Pro- 
zentsatz ausländischer Weine führe, und so der 
Prozentsatz überschritten werde, der den ein- 
heimischen Weinen ihrer charakteristischen 
Eigenschaften und ihre guten Absatzmöglichkei- 
ten bewahrt. Die Kontingentszollsätze wurden 
deshalb in der bereits genannten Höhe fest- 
gesetzt. 

Außerdem wurde — um den MitgliedsLaaten der 
Gemeinschaft und Griechenland den Absatz der 
ihnen zur Ausfuhr verfügbaren Mengen in die 
Bundesrepublik zu erleichtern — die Gewährung 
des Zollkontingents davon abhängig gemacht, daß 
die Bundesrepublik für Einfuhren von Verschnitt- 
weinen mit Ursprung in der Gemeinschaft oder 
in Griechenland Zollfreiheit gewährt, wenn sie 


unmittelbar aus dem Ursprungsland eingeführt 
werden. 

2. Die Bundesregierung gleicht durch den vorliegen- 
den Verordnungsentwurf die entsprechenden 
Binnen- und Außenzollsätze an. Außerdem will 
sie aus wirtschaftlichen Gründen über die im 
letzten Absatz genannte Bedingung (Einfuhren 
aus der Gemeinschaft und Griechenland) hinaus 
die Binnenzölle für Verschnittrotweine — ohne 
Rücksicht auf die Ausnutzung des Zollkontin- 
gents — bis zum 30. November 1967 vollständig 
aussetzen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen empfiehlt dem Plenum, der Verordnung aus 
wirtschaftlichen Gründen zuzustimmen. 


Bonn, den 15. März 1967 


Dr. Staratzke 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

der Verordnung — Drucksache V/1501 — zuzustim- 
men. 


Bonn, den 15. März 1967 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) Dr. Staratzke 

Vorsitzender Berichterstatter 


angenommen in der 99. Plenarsitzung am 16. März 1967 
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